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Stettiner. 


No. 60. 


Dienſtag, den 5. Februar. 


Stettin. Ein entſchiedenes und bündiges Urtheil der K. 
Staatsregierung über die Utopien, genannt „Grundzüge der kon— 
ſervativen Politik“, finden wir in der heutigen „Zeit.“ Dies 
miniſterielle Blatt ſchreibt: 

„Indem wir uns zum dritten und letzten Male mit den 
„Grundzügen konſervativer Politik“ beſchäftigen wollen, kommen 
wir auf das Kapitel des Sozialismus. Wir ſetzen dreiſt dies 
in ſeinen Konſequenzen ſo gefährliche Wort hierher, weil es, wenn 
auch ſehr verſchieden von den Cabetſſchen ſozialiſtiſchen Theorieen, 
doch immerhin ein ſozialiſtiſches „Syſtem“ iſt, das wir aufgeſtellt 
ſehen. An der Spitze dieſes Syſtems oder eigentlich als deſſen 
einziges Axiom ſteht die Beſchränkung der Heirathen. 
dermehrung folk nicht in das individuelle Belieben geſtellt, ſondern 
von der Zuſtimmung des Staats abhängig ſein. Die Schrift 
will durch die Legislatur ein Lebensalter (ob blos beim männ⸗ 
lichen oder auch beim weiblichen Geſchlecht, iſt nicht angegeben) 


feſtgeſetzt ſehen, vor deſſen Vollendung eine Heirath überhaupt nicht 


zu geſtatten iſt. Uebrigens wird der Konſens der Familie, der 
Gemeinde und eventuell des Armenverbandes verlangt. 
„Die Thatſache iſt allerdings nicht zu verkennen, daß alljähr- 


lich eine Anzahl von Chen geſchloſſen wird, bei denen man von 


Laſten haben könnten. 


guten Grund gebaut ſind. 


vornherein nicht ſagen kann, daß ſie in materieller Beziehung auf 
| i Dennoch bleibt es hödyft bedenklich, 
das ſittliche Zusammenleben der Geſchlechter, zu welchem die Ehe 
ie Form und den Inhalt giebt, lediglich aus der Rückſicht zu 
eſchränken, daß einzelne geſellſchaftliche Verbände einmal davon 
Es läßt ſich mit Unbefangenheit nicht ber 


reiten, Staat zu einer ſolchen Beſchränkung, die 


daß einmal der 


un göttliche Geſetz eingreifen würde, lein Recht hat; ſodann 


1 eine ſolche Beſchränkung vom ſozial-politiſchen Stand: 
* ich deshalb nicht empfehlen läßt, weil in der Beſchränkung 
tte eine Forderung der Unſitte liegen würde. 
ae jezt ſind von allen Staaten der Welt nur ein paar 
chweizer⸗Kantone die einzigen Beiſpiele, wo man ſich 
von Staats- und Regierungswegen inſofern eine Kontrolle der 
Eheſchließung angeeignet hat, als man für den Mann ein bes 
immtes Lebensalter und den Nachweis fordert, daß er durch 
ſeinen Erwerb einen Hausſtand und eine Familie zu erhalten im 
Stande iſt. Daran können ſich aber große Staaten, wie Preußen, 
nicht füglich ein Muſter nehmen. Weder der Staat, noch die 
Jamilie, oder die Gemeinde hat den Beruf und die Fähigkeit, ſich 
an die Stelle der Vorſehung zu jegen und von einem Eheſtands⸗ 
kandidaten zu ſagen, daß er in der Lage ſei, den materiellen 
Anforderungen der Ehe ein vollkommenes Genüge zu leiſten. Den 
Beſiz von Vermögen zu verlangen, iſt unausführbar, weil ſonſt 
neun Zehntheile ſämmtlicher Ehen würden inhibirt werden müſſen; 
die Selbſtſtändigkeit des Erwerbes, auf die man etwa ſehen 
möchte, bietet aber nicht die geringſte Garantie gegen eine zu— 
künftige Verarmung, da Brod und Glück ſehr wandelbar ſind. 
Andererſeits ließe ſich eine Reihe von Männern vorführen, die 
heute Kapitalbeſitzer find und umfangreiche Geſchäfte betreiben, 
obgleich ſie ihr erſtes bürgerliches Etabliſſement recht eigentlich 
mit Nichts begründet haben. Unverheirathet wären ſie wahr⸗ 
ſcheinlich heute noch arm; erſt die Ehe war es, die ihre That⸗ 
kraft ſpornte und die ſie das werden ließ, was ſie heute ſind. 
a „Wir übergehen, was über den Volksunterricht und die 
religiöſe Bildung geſagt iſt, um ſchließlich die Stellung hervor— 
zuheben, welche die Schrift im Staate der Familie anweiſen 
will. Wir begegnen hier einer reinpatriarchaliſchen Idee, wie 
wir ſie in der erſten geſellſchaftlichen Verfaſſung der Juden ans 
treffen. Es wird hier ein Familienbaupt vorausgeſetzt, das 
mit einer ſtaatlichen Autorität über die Angehörigen der Familie 
bekleidet iſt. Offenbar verſteht die Schrift hier nicht die engere 
Familie, d. h. diejenigen Angehörigen derſelben, welche einen 
gemeinſamen Hausſtand bilden, ſondern die größere Familie, d. h. 
die Summe von Verwandten, welche einem Stamme entſproſſen. 
Wäre dies aber der Fall, jo würde man nothwendig wieder da⸗ 
hin gelangen, daß ſich die große ſtaatliche Geſellſchaft in Stämme 
ſchiede und ſich dadurch zerſplitterte. In dieſer Weiſe den Staat 
zu patriarchaliſiren, möchte aber ohne eine ſoziale Revolution 
nicht durchzuführen ſein. 
„Wenn wir die Prinzipien der konſervativen Politik, wie wir ſie 
in der Schrift ausgedrückt finden, zuſammenfaſſen, ſo erſcheinen 
e uns mit wenigen Ausnahmen unpraktiſch und für den 
preußiſchen Staat nicht verwendbar. Wir glauben deshalb 
auch entſchleden beſtreiten zu können, daß dieſe Prin— 
dlpien in lebereinſtimmung mit der königlichen Staats: 
deslerung ſtehen. Wir halten vielmehr dafür, daß in 
leſer Behauptung, bewußt oder unbewußt, eine ganz 
falſche Vorausjegung liegt.“ 


Orientaliſche Frage. 


durch di „Oeſterr. Corr.“ hat die Anſicht ausgeſprochen, daß 


Oeſterreich aufgeſtellten Friedenspräliminarien eine „bins 


geſtellt ſei.“ 


Die Volks⸗ 


Unterzeichnung des Wiener Protokolls am 1. Februar 


Kraft“ erlangt hätten, Dieſe Anſicht iſt indeſſen nicht die⸗ 


jenige der Weſtmächte, denn der Moniteur erklärt in feinem Ar⸗ 
tikel vom 2ten, daß innerhalb 3 Wochen die Bevollmächtigten die 
Ebenſo wenig iſt 
die Faſſung der Worte der „Dejterr. Corr.“ richtig, „daß der zu 
bewerkſtelligende Abſchluß eines Waffenſtillſtandes grundjäglidy feſt⸗ 
Der Moniteur meldet vielmehr ganz in Ueſterein— 
ſtimmung mit der hier herrſchenden Anſicht, „daß erſt nach Un⸗ 
terzeichnung der Praliminarien der Waffenſtillſtand abgeſchloſſen 
werden ſolle.“ 
weis, daß man in Wien bemüht iſt, den von Rußland angenom⸗ 
menen Propoſitionen den Charakter der Beſtändigkeit aufzudrücken, 
während in Paris und London ein großes Gewicht auf den Ar 
tikel V. gelegt wird, ſo daß die übrigen Punkte des Protokolls 
nur als Theile, nicht als das Ganze erſcheinen. 
politiſchen Kreiſen glaubt man die Differenzen zwiſchen den Weſt— 
mächten und Oeſterreich über die eventuelle Interpretation der 
Vorſchläge nicht für abgemacht, und hält die Anſicht feſt, daß 
Preußen und der Bund nur wegen Annahme der wirklichen Prä⸗ 


Praäliminarien zu Paris vereinbaren würden. 


Dieſe Differenzen der Auffaſſung liefern den Ber 


liminarien in Verhandlungen treten dürfen.“ 


Deutſchland. 
ss Berlin, 4. Februar. 


zu Eulenburg eröffnete dieſelbe um 11% Uhr. 
tiſch befanden ſich die Herren Simons, 
v. Walderſee, v. Bodelſchwingh. 


Anleitung des Geſ. vom 23. Juli 1845 mit Aenderung dahin, 


daß für die Städte über 10,000 Einwohner und die, welche die 
eine eigene Städte⸗ 
A folgt nun der Bericht der Verfaſ⸗ 
ſungs⸗Kommiſſion über den Antrag des Herrn v. Leipziger auf 
76 der Verfaſſungs⸗Urtunde, welcher be- 
zweckt, die Eröffnung der Sitzungen der Häufer der Landesver⸗ 


frühere Städte-Ordnung von 1831 gehabt, 
Ordnung eingeführt werde. Es 


Abänderung des Art. 


tretung in die erſte Woche des Januar zu verlegen. 


Der Antrag hat im Allgemeinen die Billigung der Kom⸗ 
miſſion gefunden, dennoch ſprach man ſich dahin aus, daß der 
Grund der Verzögerung der Seſſionen nur darin zu ſuchen wäre, 
daß die Sitzungen nicht in die erſte Hälfte des Januar verlegt 


würden. 


Dagegen wurde eingewandt: die Einberufung der beiden 
Häuſer im Anfange des Novembers jeden Jahres würde nament⸗ 
lich für die Landwirthe ſehr ſtörend ſein, da die Wirthſchafts⸗ 
Durch die Einberufung 


Arbeiten dann noch nicht beendigt wären. 
im Anfange des Novembers werde aber auch nicht der Uebelſtand 


beſeitigt werden, daß kurze Zeit darauf, wegen des Weihnachts⸗ 


feſtes und des Jahresſchluſſes, 14 Tage bis 3 Wochen auf Ko⸗ 


ſten des Landes Ferien gemacht werden müſſen. In der dies⸗ 
maligen Sitzungsperiode hatten dieſe Weihnachtsferien 3 Wochen 


gedauert, wodurch dem Lande ein Koſtenaufwand von ca. 22, 00 
Thaler verurſacht ſei. Nur durch die Verlegung des Einberu⸗ 
fungs⸗Termins vom November auf den Januar laſſe ſich dem für 
die Folge vorbeugen, da den Mitgliedern beider Hauſer doch nicht 


zugemuthet werden könne, das Weihnachtsfeſt nicht in der Mitte 


ihrer Familien zu feiern und da die meiſten Abgeordneten am 
Jahresſchluß im eigenen Hauſe zur Ordnung ihrer Angelegenhei— 
ten anweſend ſein müßten. Es erſcheine deshalb auch die in An⸗ 
trag gebrachte Abänderung des Art. 76 der Verfaſſungs⸗Urkunde 
völlig gerechtfertigt. 

Der bei der jetzigen Berathung anweſende Vertreter des Herrn 
Miniſters des Innern hat folgende Ertlarung abgegeben: „Die 
Königliche Staats-Regierung erachte den vorliegenden Antrag für 
zweckmaßig und könne ſich dedhalb dem nur anſchließen, daß der 
Einberufungs- Termin der beiden Häuſer auf den Januar verlegt 
werde. Die Zeit vom Schluß der Sitzungen, der bisher in der 
Regel erſt im Mai erfolgt ſei, bis zum November ſei ſchon an 
ſich, beſonders aber mit Rückſicht auf die oft zu befragenden 
Provinzial-Landtage und die erforderliche Vorberathung der Geſeßz⸗ 
Entwürfe im Staatsrathe, zu kurz zur gründlichen Vorbereitung 
der Ceſetz⸗Vorlagen. Die noch frühere Einberufung der beiden 
Häuſer als bisher, werde alſo nur den Erfolg haben, daß die 
den Häuſern zu machenden Vorlagen noch weniger zur Zeit der 


Eröffnung fertig wären als jetzt. Anders werde ſich aber die 


Sache ſtellen, wenn die Regierung die Monate November und 


„ i i i dann 
Dezember zu dieſen Vorarbeiten ganz frei habe. Sie werde dar 
auch den 21 begründeten Wunſch beider Häufer, ihnen gleich 


nach der Eröffnung der Sitzung die wahrend derſelben zu be⸗ 


„In Berliner 


Das Haus der Abgeordneten 
hielt heute Morgen ſeine 20. Plenarſizung. Der Präfident Graf 
Am Dlinijter: 
von Weſtphalen, Graf 
Nach Erledigung geſchäftlicher 
Mittheilungen und Verleſung des Protokolls der letzten Sitzung 
wird ein Antrag auf Aenderung des Art. 1641 des Rheinischen 
Geſetzbuches (Kauf und Tauſch don Hausthieren) eingebracht und 
einer beſonderen Kommiſſion von 14 Mitgliedern überwieſen. 
Hierauf wird eine nochmalige Abſtimmung über die weſtphäliſche 
Städte⸗Ordnung vorgenommen, nach welcher die nochmalige An⸗ 
nahme derſelben erfolgt (die Linke und das Centrum ſtimmen da⸗ 
gegen). Der Miniſter des Innern überreicht Entwürfe wegen Wie⸗ 
derherſtellung der Gemeinde-Verfaſſung in der Rheinprovinz nach 


| 


rathenden Vorlagen zu machen, mehr berückſichtigen können als 


bun Ernie: Di Ne wen 

r die Graßmann'ſche Bu 
Schulzenſtraße Nr. 341. tie 
Redaction und Expedition daſelbſt. 

Inſertionspreis: Für die geſpaltene Petitzeile 1 ſgr. 


Zkilung. 


1856. 


jetzt. Daß dieſe Vorlagen rechtzeitig gemacht würden, läge im 
| eigenen Intereſſe der Regierung. Das Bedenken, daß, wenn die 
beiden Häuſer erſt im Januar zuſammenträten, die Sitzungen 
dann noch länger als bis zum Mai dauern würden, theile die 
Regierung auch nicht. f 

[Die Kommiſſion empfiehlt die Annahme des Antrages mit 
der Modifikation, ſtatt in der erſten Woche des Januar, den Eins 
berufungstermin auf die erſte Hälfte des Januar feſtzuſetzen. Im 
Plenum fällt der Antrag mit 217 Stimmen gegen 46. Die 
Miniſter, der größte Theil der Rechten ſtimmt mit der Linken 
und dem Centrum dagegen. Dafür ſtimmt mit der äußerſten 
Rechten u. A. auch der Präſident Graf zu Eulenburg. Im 
Plenum nimmt die Sache inſofern eine intereſſante Wendung, als 
mehrere Mitglieder der Rechten, wie Herr v. Eyner und Herr 
Heyſe, ſich gegen Verfaſſungs-Aenderungen im Allgemeinen aus⸗ 
ſprechen, welche beide gleichzeitig die Bedürfnißfrage in Abrede 
ſtellen und erörtern, wie im Falle eines Bedürfniſſes der Regie⸗ 
rung die Initiative zugeſtanden hätte. Von der Linken ſprechen 
Oſterrath, v. Fock und v. Patow dagegen. Der Miniſter 
des Innern erklärt, daß die Regierung ein Bedürfniß zur Ans 
nahme des Antrages ſo lange noch nicht anerkennen mag, als das 
legislatoriſche Material noch ſo angehäuft ſei. Die Zeiten, in 
denen ſich daſſelbe verringern würde, ſeien nah, dann ware der 
Antrag eher zu rechtfertigen. Sollte indeſſen das Haus denſelben 
billigen, ſo wollte die Regierung Nichts dagegen haben. Herr 
v. Patow macht auf die Widerſprüche dieſer Rede aufmerkſam 
und empfiehlt die Verwerfung dieſes Antrages. 

Der letzte Gegenſtand der Tages- Ordnung iſt Bericht der 
Verfaſſungs⸗Kommiſſion über den Antrag des Abg. v. Grävenitz 
(Hirſchberg) auf Abänderung des Art. 107 der Verfaſſungs⸗Ur⸗ 
kunde, Herabſetzung der Friſt zwiſchen den beiden Abſtimmungen 
über Verfaſſungs⸗Aenderungen von 21 auf 7 Tage. Herr Graf 
v. Strachwitz beantragt, die Friſt auf 10 Tage feſtzuſetzen. 

Für den Antrag erkannte die Mehrheit der Kommiſſion, daß 
der Hauptſinn der zwiefachen Abſtimmung darin zu ſuchen ſei, 
eine möglichſt vollſtändige und reiflich überlegte Stimm » Abgabe 
zu Stande zu bringen und deshalb jedem zufällig anweſenden 
Mitgliede die Gelegenheit zu wahren, ſeine Stimme zur Geltung 
zu bringen. Bei den jetzt beſtehenden Kommunikationen genüge 
ein Zwiſchenraum von 7 Tagen vollkommen, um von den ent⸗ 
fernteſten Theilen der Monarchie zur zweiten Abſtimmung zur 
Stelle zu ſein. Vorausgeſetzt müſſe werden, daß jedes Mitglied 
ſchon bei der erſten Abſtimmung ſeine Stimme wohl bewußt ab⸗ 
geben würde, indeſſen reiche auch für den Fall einer Sinnesände⸗ 
rung die Friſt von 7 Tagen zur reiflichſten Ueberlegung aus. 
Die durch den jetzt beſtehenden Modus beabſichtigte Sicherheit 
der Stimm- Abgabe bleibe daher auch nach dem Antrage voll- 
ſtändig gewahrt, dagegen ſei nicht zu verkennen, daß der jetzige 
lange Zwiſchenraum von 21 Tagen nur eine Verzögerung des 
Geſchäftsganges, event. ſelbſt eine dadurch nothwendige Verlän⸗ 
gerung der Seſſion herbeiführe, ohne im Reſultate etwas zu 
andern. 

Gegen den Antrag wurde geltend gemacht das Nachtheilige, 
welches ſich mit der Veränderung vieler von einander unabhaängi⸗ 
ger Artikel der Verfaſſungs-Urkunde auf einmal verbindet. Der 
Umſtand, daß die jetzige Friſt bei zeitig geſtellten Anträgen der 
Staats⸗Regierung oder der einzelnen Mitglieder vollkommen un⸗ 
ſchaͤdlich iſt, und daß ſpäter nachgebrachte, oft nicht hinreichend 
vorbereitete Anträge auf Veränderung der Verfaſſungs⸗Urtunde 
feine Ermunterung oder Begünſtigung verdienen. Endlich der 
Umſtand, daß derſelbe Antrag gleichzeitig dem Herrenhauſe vor⸗ 
liege. Es wurde auch die Meinung in der Kommiſſion geäußert, 
daß das Rathſamſte ſein würde, die zwiefache Abſtimmung ganz 
fallen zu laſſen, jo daß auch in dieſer Hinſicht die Verfaſſungs⸗ 
Urkunde in die Reihe der übrigen Landesgeſetze einträte, von de— 
nen mehrere, wie z. B. die uͤber unſere ſtändiſche Verfaſſung von 
nicht minderer Wichtigkeit ſeien. Ein Antrag in dieſem Sinne 
wurde jedoch nicht eingebracht. — Der Kommiſſarius der königl. 
Staatsregierung erklärte, daß dieſelbe mit dem vorliegenden An⸗ 
trage einverſtanden ſei. Nach Erwägung der vorgebrachten Gründe 
erkannte die Mehrheit der Kommiſſion die Zweckmaßigteit des von 
dem Abgeordneten v. Gräveniz (Hirſchberg) unter dem 15. d. M. 
geſtellten Antrags an, und beſchloß mit 9 gegen 1 Stimme, den⸗ 
jelben dem Hoben Haufe zur Annahme zu empfehlen. 

Bei der Debatte ſprechen Zumloh und Reichenſperger 
ſehr energiſch gegen, der Miniſter des Innern, v. Gerlach 
und der Antragſteller, jo wie der Berichterstatter Herr v. Herte⸗ 
feld für den Antrag. Das Haus lehnt den Antrag des Grafen 
v. Strachwitz ab. Der Antrag des Herrn v. Grävenitz wird 
bei Namensaufruf mit 199 gegen 93 Stimmen abgelehnt. 

Dieſe Abſtimmungen ſind bezeichnend für die nach dem Vor⸗ 
gange der Miniſter ſchwankenden Anſichten der Majorität und 
erwecken erfreuliche Hoffnungen für Verwerfung der don der äußer⸗ 
ſten Rechten noch bevorſtehenden Anträge gegen die Verfaſſung. 
Die Sizung ſchließt um 74 Uhr. Die nächſte Sitzung findet 
Dienſtag 11 Uhr ftatt, 


ä — Lunar nennen 


Geſtern, den 3. Februar, fand zur Feier des hohen Geburts: 
feſtes Ihrer k. H. der Frau Prinzeſſin Carl im prinzlichen Pa— 
lais eine glanzvolle Darſtellung lebender Bilder durch die jünge— 
ren Prinzen und Prinzeſſinnen und andere höchſte und hohe Per— 
ſonen des königl. Hofes ſtatt. Ihre Majeſtäten der König und 
die Königin, ſo wie ſämmtliche hier anweſende Prinzen und Prin— 
zeſſinnen des hohen königl. Hauſes waren zugegen. Die künſtle⸗ 
riſchen Arrangements hierbei hatten der General-Intendant der 
königl. Schauſpiele, Kammerherr v. Hülſen, und der Kammerherr 
J. k. H. der Frau Peirzeflin Carl, Schloßhauptmann Graf von 
Schaffgotſch getroffen. Die Muſik zwiſchen den Bildern wurde 
am Plano durch den k. Muſikdirektor Jähns und den Hof-Piani— 
ſten Sr. Maj. Dr. Kullak, ausgeführt, und während der Bilder 
durch ein Männer⸗Quartett königl. Sänger. Ein glänzendes Sou— 
per beſchloß die Feier des Tages. — Das Programm der Bil— 
der⸗Aufführungen war folgendes: 1. Le portrait parlant. Nach 
Schleſinger. Dargeſtellt von Frau v. Arnim-Kröchelndorf. 2. 
Der Burghof. Nach Kretſchmer. Dargeſtellt von J. k. H. der 
Frau Prinzeſſin Friedrich Carl, Sr. k. H. dem Prinzen Friedrich 
Wilhelm und Sr. H. dem Herzog Wilhelm von Mecklenburg. 
3. La correspondance. Nach Destouches. Dargeſtellt von der 
Baronin v. Simolin, Gräfin H. Blumenthal und Herrn v. Schack. 
4. Les indisérètes. Nach Pollack. Dargeſtellt von den Grä— 
finnen Perponcher⸗Bülow, H. Schaffgotſch, C. Seydewitz, H. 
Stolberg und R. Haeſeler, und dem Grafen Perponcher I. 5. 
Das Mädchen von Saragoſſa. Nach einem engl. Kupferſtiche. 
Dargeſtellt von der Gräfin Cäcilia Luccheſini, den Grafen Ber: 
poncher II., W. Pfeil und den Herren J. v. Witzleben, E. von 
Roeder, A. v. Rauch und F. v. Maſſow. 6. Taſſo und die 
Leonoren. Nach Sohn. Dargeſtellt von den Gräfinnen Benken— 
dorf, Pourtales⸗Lottum und Sr. k. H. dem Prinzen Georg von 
Preußen. 7. Die Kartenlegerin. Nach Becker. Dargeſtellt von 
der Prinzeſſin Mathilde Radziwill, den Gräfinnen Roſa Kanitz 
und A. Hoverden. 8. Berliner Sommerwohnung. Nach Hoſe— 
mann. Dargeſtellt von dem Grafen Adolph Arnim⸗Boytzenburg jun. 

In der vorletzten Nacht nach 1½ Uhr begaben ſich Ihre 
königliche Hoheiten der Prinz-Regent von Baden, der Er b⸗ 
großherzog von Heſſen und der Fürſt von Hohenzol— 
lern mit faſt ſämmtlichen Prinzen des königlichen Hauſes nach 
der Station des Telegraphen im Opernhauſe, wo bereits der 
Herr General-Polizei-Direktor v. Hinckeldey ſich eingefunden 
hatte, und ließen durch die Depeſche: „Groß Feuer! Opern⸗ 
haus!“ die Feuerwehr allarmiren. In kürzeſter Friſt war dieſelbe 
zur Stelle und ordnete ſich ſofort zum direkten Angriff des ver 
meintlich auf der Bühne entſtandenen Brandes. Mit Intereſſe 
geruhten die Höchſten Herrſchaften die angeordneten Evolutionen 
und deren präziſe Ausführung in Augenſchein zu nehmen und ſich 
darüber auf das Anerkennendſte auszuſprechen. 

Nach einer ſo eben erſchienenen Ueberſicht der General-Ordens⸗ 
Kommiſſion find im verfloſſenen Jahre 627 Dekorirte durch den 
Tod aus der Ordensliſte geſchieden. Es befinden ſich darunter 
drei Ritter des Schwarzen Adler-Ordens, nämlich der Kaiſer 
Nikolaus, der General v. Aſter und der Präſident Sethe. Im 
Jahre 1855 erfolgten 427 Ordens⸗Verleihungen. 

Man vermuthet, daß um den verſtorbenen Fürſten von 
Warſchau, Grafen Paskiewitſch v. Erivan, da er die Würde ei⸗ 
nes preußiſchen General-Feldmarſchalls bekleidete, die preußiſche 
Armee eine dreitägige Trauer anlegen werde. Derſelbe war auch 
Chef des erſten preußiſchen Infanterie-Regiments. 

Die Kommiſſion zur Berathung des Geſetzes über Handelsge— 
richte, welche aus den Mitgliedern des Aelteſten-Kollegiums, Herren 
Baudouin, Conrad, Hanſemann, Jakobſon, Liebermann und dem 
Syndikus der Kaufmannſchaft, Hrn. Geh. Juſtizrath Marchand, 
beſtebt, und welcher ſich der Präſtdent der Breslauer Handelskam⸗ 
mer, Hr. Molinari, und deren Syndikus, Juſtizrath Graeff, an- 
geſchloſſen haben, hat ihre erſte Sitzung in der vergangenen Woche 
gehalten. Abweſend war Herr Hanſemann. Nachdem die Vorfrage, 
ob überhaupt ohne ein Handelsgeſetzbuch die Errichtung von Han- 
delsgerichten zweckmäßig ſein würde, bejahend entſchieden worden 
war, wiewohl man das dringende Bedürfniß einer handelsgeſetzlichen 
Codifizirung unbedingt anerkannte, ging man das im Jahre 1847 
über die Errichtung von Handelsgerichten publizirte Gejeg nach ſei⸗ 
nen einzelnen Paragraphen durch. Wichen die Meinungen der 
Kommiſſionsmitglieder auch über unweſentliche Beſtimmungen von 
einander ab, jo waren fie doch über drei weſentliche Punkte voll⸗ 
kommen einig: 1) daß das kaufmänniſche Element bei der Beſetzung 
der Handelsgerichte jedenfalls überwiegend ſein müſſe; 2) daß die 
Wahl der kaufmänniſchen Mitglieder mittelſt des Handelsſtandes 
und nicht durch die Regierung geſchehen müſſe; 3) daß konfeſſionelle 
Verſchiedenheiten bei der Qualifikation der 8 durchaus 
nicht in Betracht kommen dürften. Ueber letzteren Punkt waren 
ſämmtliche Mitglieder ſo entſchieden, daß ſie ſich beſtimmt nach dem 
ſowohl hier, als in Breslau herrſchenden Geiſt dahin ausſprachen, 
man werde an beiden Orten niemals auf die Errichtung eines Han- 
delsgerichts antragen, jo lange das Geſetz ausſchließende Beſtim- 
mungen der Art enthielte, da dieſe ebenſowohl den Fortſchritten der 
Zeit im Allgemeinen, wie den beſonderen Verhältniſſen des Han- 
delsſtandes durchaus entgegen wären. Das Nächſte, womit die 
Kommiſſion ſich beſchäftigen wird, betrifft die Kompetenz der Han- 
delsgerichte. Dieſe bildet eine der wichtigſten Fragen. 

„Wir erhalten — ſo meldet die „N. Pr. Ztg.“ in ihrem 
Zuſchauer — jo eben aus Frankfurt a. M. einen Brief mit der 
Unterſchrift: „Leo, Prinz von Armenien“, in welchem wir er: 
ſucht werden, unſere neuliche Mittheilung, daß der Schreiber deſ— 
ſelben von Berlin in Begleitung eines Polizei-Beamten und nach 
Brüſſel abgereiſt ſei, zu berichtigen. Er wäre „ganz allein abge: 
reiſt und Niemand habe ihn begleitet, auch befinde er ſich nicht in 
Brüſſel, ſondern in Frankfurt.“ Wir geben hier auf den Wunſch 
des Einſenders dieſe Berichtigung. 5 

Aus Kurheſſen, 28. Januar, ſchreibt man den „Hamb. 
Nachrichten“: Wie ich glaubwürdig vernehme, ſtände demnächſt 
eine Aufhebung oder doch weſentliche Modificirung der unter dem 
Vilmarſchen Kirchenregimente erlaſſenen Verordnungen zu erwar— 
ten; namentlich bezeichnet man als ſolche die, welche den Geiſt— 
lichen die Prüfung der Brautleute im lutheriſchen Katechismus 
zur Pflicht macht, und eine andere, welche denen, die in der 
Civilehe leben, als angebliche Verächter der Sakramente, das 
kirchliche Begräbniß verſagt. 

Frankfurt, 1. Februar. In der geſtrigen hieſigen Buns 
destags⸗Sitzung iſt, ſo viel bekannt, nichts von Belang verhandelt 
worden. Wie aber Eingeweihte wiſſen wollen, iſt ſchon in der 
nächſten Woche eine Vorlage Oeſterreichs in Bezug auf die ruſ— 
ſiſch⸗weſtmächtlichen Friedenspräliminarien zu erwarten. Dagegen 
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können wir die Nachricht, daß Sachſen, Bayern und noch einige 
andere deutſchen Staaten der Stellung Oeſterreichs in der Sache 
ſchon jetzt ihre Adhäſion ertheilt hätten, aus guter Quelle als 
unrichtig bezeichnen. Man wünſcht vielmehr von jener Seite erſt 
abzuwarten, wie die Friedensbedingungen von den Weſtmächten 
wie Rußland präcis lauten. (H. B. H.) 

Hamburg, Montag, 4. Februar. Mit der Poſt aus 
Stockholm vom 29. v. M. wird gemeldet, daß der königl. ſchwe— 
diſche Kabinets-Kammerherr Björnſtjerna geſtern nach London 
abgereift ſei, um dem Prinzen Albert Namens feines. Souveraines 
den Seraphinenorden zu überreichen. Gerüchtsweiſe wird aus 
Stockholm berichtet, daß der ſchwediſche Geſandte in Paris, Gene— 
ral der Kavallerie Graf Löwenhielm, durch den Frhra. v. Man⸗ 
derſtörm, zur Zeit Geſandter in Wien, werde erſetzt werden. 

Frankreich. 

Paris, 1. Februar. In dieſem Augenblick iſt eine pre u— 
ßiſche Kommiſſion hier anweſend. Sie beſteht aus den HH. 
Patzke, Polizei-Oberſt, Lorré, Polizei-⸗Hauptmann, und Jakoby, 
Werkmeiſter der neuen Bäckerei in Berlin, welche die Aufgabe 
haben, das Verfahren der hieſigen Bäcker kennen zu lernen. Nach 
verſchiedenen anderen Beſuchen hielt ſich die Kommiſſion in der 
Central-Bäckerei der Hospizen auf, und war hier Zeuge der An— 
wendung des Roland'ſchen Verfahrens im Großen. Sie beſtätigte 
die Sparſamkeit, Schnelligkeit und Reinlichkeit dieſes Apparates, 
und es blieb nur noch der Zweifel, ob ſich denn dieſer Knet— 
Apparat auch für Roggen eigne, da das Soldaten- und Haus: 
baden-Brod in Preußen nicht aus reinem Weizen gemacht wird. 
Man hat alſo den Verſuch mit reinem Roggen gemacht. Der 
Teig ergab ſich ſofort als leichter, und das daraus gebackene 
Brod wurde alſo leichter, weißer und ſchmackhafter, als das 
gleiche preußiſche Brod befunden. Es iſt alſo wahrſcheinlich, daß 
die preußiſche Bäckerei bei Anwendung dieſer neuen Erfindung ſich 
beſſer berathen zeigen wird, als die franzöſiſche, welche dem alten 
theureu und für die Arbeiter mühſamen Verfahren treu bleibt, 
obgleich daſſelbe noch überdies unreinlich iſt. 

Marſeille, Montag, 4. Februar. Der Dampfer „Indus“ 
iſt aus Konſtantinopel eingetroffen und bringt Nachrichten bis 
zum 24. Januar. Nach denſelben haben in Schumla Baſchi— 
Bozuks ſich Unordnungen zu Schulden kommen laſſen. 

Großbritannien. 

London, 2. Februar. Die Verhältniſſe mit Amerika 
haben eine frappante und darum beunruhigende Aehnlichkeit mit 
dem Jahre 1812. Damals wie jetzt war der eigentliche Streit⸗ 
punkt ein Konflikt zwiſchen den engliſchen und den amerikaniſchen 
Geſetzen. Damals wurde, den handgreiflichen Beweiſen des Ges 
gentheils in's Geſicht, der Widerſtand, den Amerika den Präten⸗ 
ſionen Englands entgegenſetzte, für Sympathie mit Englands Feinde, 
Napoleon, ausgegeben, wie jetzt, nach allem, was bisher bekannt 
geworden, für Sympathie mit Rußland. Damals wurde die 
Schuld des Bruches auf die Laune und den Ehrgeiz des Präſi— 
denten Madiſon gewälzt, wie jetzt des Präſidenten Pierce. Da⸗ 
mals wie jetzt ließ die „Times“ es ſich angelegen ſein, zu hetzen, 
das Sachverhältniß zu entſtellen und eine Verſtändigung zu hinter⸗ 
treiben. Der Streitpunkt war damals, daß England die ameri⸗ 
kaniſchen Handelsſchiffe auf hoher See anhielt, durchſuchte und 
die Matroſen, die geborne Engländer, wenn auch längſt naturali— 
ſirte Bürger der Vereinigten Staaten waren, für feine Kriegd- 
ſchiffe preßte, weil nach engliſchem Recht ein Engländer nie ſeine 
Nationalität verliere. An 10,000 Seeleute hatte dieſes Schickſal 
getroffen und viele, die in der That geborne Amerikaner waren, 
aber ſich nicht gegen die engliſchen Kreuzer darüber ausweiſen 
konnten. Der Präſident Madiſon erbot ſich, Verordnungen und 
tranſitoriſche Geſetze zu erlaſſen, wonach alle engliſchen Seeleute 
auszuliefern und den amerikaniſchen Bürgern zu unterſagen, ſie an 
Bord zu nehmen; und verlangte dagegen nur, daß die engliſchen 
Kreuzer die bereits Naturaliſirten verſchonen ſollten. Er erklärte, 
„der Gedanke, mit Frankreich in Verbindung zu treten, als ein 
Mittel, Gerechtigkeit von England zu erzwingen, werde von allen 
Mitgliedern der Regierung mit Verachtung behandelt.“ Da alle 
Verſtändigungsverſuche zurückgewieſen wurden und das Matroſen— 
preſſen ſeinen Fortgang nahm, erklärten die Vereinigten Staaten 
den Krieg. Der Regent antwortete mit einer feuerſprühenden 
Erklärung und die engliſche Preſſe ſtimmte mit folder Gewalt in 
dieſen Ton ein, daß man, nach dem Ausdruck eines gleichzeitigen 
Schriftſtellers, von Hydepark bis Charning Croß und von Char: 
ning Croß bis an die Börſe gehen konnte, ohne einen einzigen 
Menſchen zu finden, der daran gezweifelt, daß England das 
ſchreiendſte Unrecht geſchehen. Das lauteſte Wort hatte die „Times“; 
ſie engagirte eigens einen Mitarbeiter, der, um dem Redakteur die 
Verantwortung abzunehmen (ein oft gebrauchter Kunſtgriff), ſeine 
Artikel J. S. gezeichnet, als Briefe an den Herausgeber faßte 
und die unverſchämteſte Verdrehung des Sach- und Rechtsverhält— 
niſſes in das Publikum ſchleuderte. — So iſt es auch heute wie— 
der, die „Times“ bleibt ſich gleich. Ihre Verſicherung, die engl. 
Regierung habe der amerikaniſchen „reichliche Genugthuung ange: 
boten“, ſteht im Widerſpruch mit der Botſchaft des Präſidenten 
und auch mit der Verſicherung Clarendons, das Kabinet ſei mit 
dem Verhalten feines Geſandten in Waſhington, der die Werbun— 
gen geleitet, perfectly satisſied. Pierce endlich wird ebenſo be: 
handelt wie 1812 Madiſon. Dieſe Darſtellung des Streites muß 
den Bruch befördern, deſſen unheilvolle Wirkungen auf beide Theile 
in demſelben Athem Peckſniffiſch bejammert werden. (N. 8.) 

Danemark. 

Kopenhagen, 2. Februar. Unterm 28. Januar iſt ein 
königlicher offener Brief, betreffend die Ausfertigung neuer 
Beſtallungen für alle Beamten, erſchienen, in welchen 
dieſe verpflichtet werden follen, ſowohl die Verfafjungsgefege der 
Monarchie, als die der einzelnen Landestheile zu halten. 

Helsingörs Avis enthält in däniſcher, deutſcher, holländi— 
ſcher, engliſcher und franzöſiſcher Sprache eine Petition von unge— 
fähr 2400 Schiffsführern aller Nationen an den König, in wel: 
cher um eine Erweiterung des Helſingörer Hafens gebeten wird. 

Rußland und Polen. 

St. Petersburg, 26. Januar. In der „Nordiſchen 
Biene“ ſpricht Herr Bulgarin zuerſt über die an den Frieden ge— 
knüpften Hoffnungen; „der Regenbogen des Friedens ſei dem civi— 
liſirten Europa aufgegangen“ und knüpft daran die ſchon oft ger 
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gebenen Rathſchläge und Ermahnungen, nun ernſtlich an den Fort⸗ 
ſchritt der Induſtrie im Innern zu denken. Fabriken und Eiſen⸗ 
bahnen ſind die beiden Punkte, um die ſich jeder Fortſchritt kon⸗ 
zentrirt, die erſteren, um ſich dem Einfluß Englands zu entziehen, 
die letzteren, um die, die Kraft des Reiches lähmenden, Entfer⸗ 
nungen zu verringern. Hand in Hand mit dieſen Hoffnungen in 
den Blättern geht eine bedeutende Umwandlung des Tones ges 
gen Frankreich. Die Akademie-Zeitung bringt, wahrſcheinlich 
lange zurückgehaltenes Material, Briefe aus Paris über wiſſen⸗ 
ſchaftliches und ſociales Leben, zum Vorſchein, und die „Biene“ 
wird faſt warm in ihrer Zuneigung zu den Franzoſen, welche 
während dieſes Krieges ſich als würdige und menſchliche Gegner 
gezeigt und in vielen Fällen auch ihre freundſchaftliche Zuneigung 
für die Ruſſen an den Tag gelegt hätten. Nationale Sympa⸗ 
thieen beſtehen übrigens, dies kann man nicht leugen, trotz zweier 
blutiger Kriege, zwiſchen Rußland und Frankreich, und die Frie⸗ 
densverhandlungen werden gewiß fortlaufende Beweiſe von dem 
Wunſche der ruſſiſchen Regierung geben, mit Frankreich freund⸗ 
ſchaftliche Beziehungen anzuknüpfen. — Der Kaiſer hat vor 
einigen Tagen eine große Parade über ſämmtliche hier befindliche 
Garde-Reſerve-Truppen und die ihnen zugeordneten Heerestheile 
gehalten. i 
Provinzielles. 

Kolberg, 3, Februar. Am 28. v. M. feierte die hieſige Frei⸗ 
maurerloge „Wilhelm zur Männerkraft“ ihr Stiftungsfeſt und ver⸗ 
band damit gleichzeitig die Einweihung ihres neuerbauten und ge- 
ſchmackvoll eingerichteten Hauſes. Zu dieſer Feierlichkeit waren aus 
den verſchiedenſten Stadten der Provinz Deputationen anderer Lo⸗ 
gen erſchienen, ſowie zahlreiche Logenbrüder von Auswärts gekom- 
men. Ungetheilten Beifall zollte man namentlich den gediegenen 
und glanzenden Vorträgen eines Deputirten aus St. Bezeichnend 
für die Wirkſamkeit der hieſigen Loge iſt es auch, daß der Feſt⸗ 
loge die Chriſtbeſcheerung für 50 arme Kinder voranging. (Nd. Z.) 

Stettiner Nachrichten. 

* Stettin, 5. Februar. Das Fell der Freiwilligen aus den 
Jahren 1813 und 14 wurde geſtern wie alljährlich auch hier gefeiert. 
Ein Diner verſammelte die Kameraden „aus Preußens größten 
Jahren“ im Saale des Bairiſchen Hofes. Es waren ihrer 42, 

„Die Letzten jener lichtgeword'nen Schaaren, 

Mit grauem Haar und dem verblich'nen Band,“ 
die gekommen walten, jener großen Zeit wiederum gemeinſam zu 
gedenken. Der Oberpräſident Freiherr Senfft v. Pilſach brachte 
den erſten Toaſt auf Se. Majeſtät den König aus; ihm folgten 
dann andere Kameraden mit verſchiedenen 
Abends war das Feſt beendet. l 

Borſenberichte. 

Stettin, 5. Februar. Witterung: Froſtwetter bei klarer 
Luft. Temperatur — 1. Wind WSW. 

Am heutigen Landmarkt hatten wir eine Getreide-Zufuhr 
beſtehend aus: 1 W. Weizen, 3 W. Roggen, — W. Gerſte, 
17 W. re ee wurde für Weizen = geſſel 

oggen 72— erſte 52—56, Erbſen 76—80 4 25 effe 
Hafer 3840 Yr 26 Scheffel. — h Krone 
An der Börſe: 

Weizen, ſtark weichend, loco 84.90pfd. gelber 90 % bez., 
ſchwerer ſchwimmend Der 90 2. 102 %½ bez., Yr Frühjahr 88.89 pfd. 
er r 105 102100 102 , bez. und Br., 
100 5 

Roggen, matt, loco ohne Geſchäft, 9er Februar u. Februar⸗ 
März 74 4. Br., ur Frühjahr 75 —74½—74—74½—74 bez., 
741, 94. Br., 74 3. Gd., Jr Mai-Zuni 75—74½—74½ bez / 
Yr Juni- Juli 74 74½ 74%½ % bez. 

Gerſte, e Frühjahr 74.7546. gr. pomm. 56 % Br., 74,754, 
ohne Benennung 55 % Br. 

Hafer, loco Yr 52%. 37 & bez., Yr Frühj. 50.5 2pfd. excl. 
polniſchenund preuß. 35 4. bez. A 

Erbſen loco kleine Koch- nach Qualität 87 à 80 % Br. 

Leinöl loco mit Faß 15%, . Br. 

Rappkuchen geſchaftslos. 

Rüböl, ſehr flau, loco 15%, / A bez., er Februar 157,15 

bez., r April⸗Mai 15%, ½ . bez., er Sept.⸗Okt. 13%, 


ez. 
Spiritus, ſchwach behauptet, loco ohne und mit Faß 12½ 
9% bez., r Febr.⸗März 12 ½ % bez., 7 Frühjahr 12 — 46 
½ % bez. u. Gd., 121, Br., er März⸗April 12345 % Br., 12 ¼ 
% Gd., er April-Mai 12½ % Br., Ye Mai⸗-Juni 12 % Br., 
7er Juni-Juli 11%, % bez. 
Die telegraphiſchen Depeſchen melden: 
Berlin, 5. Februar, Nachmittags 2 Uhr. 
873%, bez. Prämien-Anleihe 3½ % 113 Gd. 4½ % Staatsanleihe 
von 1854 101 Hd. Berlin⸗Stettiner 177 bez. Stargard-Poſener 
96 Br. Köln-⸗Mindener 168 ½ bez. Franzöſiſch-Oeſterreich. Staats- 
Eiſenbahn-Aktien 155 bez. London 3 Mt. 6. 21 ½ bez. ia, 
Roggen 7 Februar-Marz 75, 74% 4. bez., er Frühjahr 
26% Ks. bez., 75%, Ag Br., Yr Mai-Zuni 76 ½ Ag bez., 76 
T. 


Rüböl loco 16 Ag. Br., der Februar-März 16 ½, 15% & bez., 
der April⸗Mai 16 % Gd. 8 

Spiritus loco 28 ½ ½. bez., r Febr.⸗März 29 Br., 28% 
% bei Yr März April 29%, 4 bez., er April⸗Mai 29%, 30 


ez. 
London, 4. Februar. Beſter engl. Weizen 55 billiger zu haben, 
aber unverkäuflich. Mehl 35, Gerſte, Bohnen, graue Erbſen 28, 


Hafer 1s billiger. a 
Weizen ſtiller, e 


Staatsſchuldſcheine 


Amſterdam, 4. Februar. 
15% niedriger, inländ, feſt. Rapps r Frühjahr £ 98. Ruübo 
ya Frühjahr . 47%. 
Barometer: und Thermometerſtaud 
bei C. F. Schultz & Co. 


Morgens Mittags Abends 
Februar. E 6 hr. 2 Uhr. 10 Uhr 
D men nn nn nn —— nn — PR _ _ — — S p rp 


u in Partfer Len 4 340,53 339 84" 338,90” 


auf 0° reduzirt. j } . 
Thermometer nach Reaumur. 4 78 — 36» — 5,2 
tes. 


Vermiſch ’ 
* In W. Jordan's neueſtem Luſtſpiele: „Tauſchen täuſcht“, 
das am 14, Januar in Frankfurt gegeben wurde, kommt im zweiten 
Akte eine Scene vor, die an Abgeſchmacktheit alles Abgeſchmackte, 
an welchem das deutſche Luſtſpiel nicht arm iſt, überbietet: „Ma⸗ 
thilde und Ernſt beſchauen einen großartigen Waſſerfall (Gießbach) 
in der Schweiz; We e d. drängt es, den Felſen hinaufzuklimmen, 
um eine Grotte, die ſich hinter dem Waſſerfalle befindet, näher zu 
beſchauen. Ernſt warnt zwar: 
„„Du willſt wohl ſein in jener Grotte dort die Nymphe? 
Nimm dich in Acht, du kriegſt dort naſſe Strumpfe!““ ii) 
allein Mathilde ie die Felſen wirklich. Ernſt geht darauf ab, 
und Max tritt auf. Als er das Frauenbild durch den Waſſerfa 
durch ſieht, einen Regenbogen über dem Haupte, geräth er in Ekſtaſe 
und ruft ihr (der ihm damals noch Unbekannten) ein ganzes Wör⸗ 
terbuch voll ſchwärmeriſcher Redensarten entgegen. Mathilde ant, 
wortet durch den Waſſerfall durch, und jo entſpinnt ſich troß des 
Waſſergeräuſches, troß der Entfernung von mindeſtens zehn Minu 


ten ein langes, langes verliebtes Zwiegeſpräch.“ — 


baſten. Um 9 Uhr 


